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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
6—52200—1851/55 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistiken der 
Steuern vom Einkommen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22. Juli 1955 gemäß Ar- 
tikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 105 
Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdrucker ei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 


Drucksadle 1639 


Bonn, den 28. Juli 1955 



Entwurf eines Gesetzes 

Über die Statistiken der Steuern vom Einkommen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes sind 
durchzuführen: 

1 . eine Statistik der veranlagten Einkommen- 
steuer und der veranlagten Körperschaft- 
steuer für das Kalenderjahr 1954 

2. eine Lohnsteuerstatistik für das Kalender- 
jahr 1955. 


S 2 

(1) Für die Statistiken der veranlagten 
Einkommensteuer und der veranlagten Kör- 
perschaftsteuer sind als Zählpapiere Durch- 
schriften der Steuerbescheide auszufertigen. 
Bei nichtbuchführenden, für mehrere Jahre 
veranlagten Land- und Forstwirten sind, so- 
weit eine Veranlagung für das Kalenderjahr 
1954 nicht stattfindet, die Angaben des letz- 
ten Steuerbescheides auf ein Statistisches 
Blatt zu übertragen; gleiches gilt für Steuer- 
pflichtige, dienadi § 39 Abs. 2 Ziff, 3 EStDV 
1953 für das Kalenderjahr 1954 von der Ab- 
gabe einer Steuererklärung befreit sind. 

(2) Für die Lohnsteuerstatistik dienen die 
Lohnsteuerbelege (Lohnsteuerkarten, Lohn- 
steuerüberweisungsblätter) als Zählpapiere. 


S 3 

Die Durchführung von Einkommensteuer- 
statistiken im Sinne der §§ 1 und 2 nach dem 
Repräsentativverfahren für die folgenden 
Jahre regelt die Bundesregierung gemäß § 6 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung. 

§ 4 

Die mit der Durchführung der Statistiken , 
der Steuern vom Einkommen befaßten Per- 
sonen in statistischen Behörden gelten als 
Amtsträger im Sinne der §§ 22 und 412 der 
Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. IS. 161) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung. Sie sind einzeln auf die Wah- 
rung des Steuergeheimnisses zu verpflichten. 

§5 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Die zentrale Bedeutung der Steuern vom 
Einkommen im Steuersystem der Bundes- 
republik 

Die Steuern vom Einkommen, die im Rech- 
nungsjahr 1954/55 einen Ertrag von rund 
12 000 MilL DM erbracht haben, nehmen 
im Steuersystem der Bundesrepublik eine 
Sonderstellung ein. Diese Feststellung bezieht 
sich nicht nur auf die Flöhe ihres Ertrages, 
sondern auch auf die gleichzeitige Beteiligung 
von Bund und Ländern an ihrem Ertrage so- 
wie auf ihren Charakter als Personalsteuer, 
aus dem sich ergibt, daß die Steuern vom 
Einkommen — mehr als alle anderen Steuern 
— dem Steuerpflichtigen als Belastung bewußt 
werden und infolgedessen sein wirtsdiaft- 
liches Verhalten sowie sein Verantwortungs- 
gefühl für die Gestaltung des Staates (nicht 
zuletzt der Staatsausgaben) entscheidend mit- 
bestimmen. Es erweist sich deshalb als not- 
wendig, die zeitgemäße Einordnung gerade 
der Steuern vom Einkommen in das Steuer- 
system und in den Wirtschaftsprozeß ständig 
zu beobachten. In den mehrfachen Reformen 
der Einkommensteuer, welche durch die Bun- 
desregierung und die gesetzgebenden Kör- 
perschaften während der letzten Jahre voll- 
zogen wurden, sind diese Zusammenhänge 
besonders deutlich geworden. 

Das Bemühen um eine optimale Steuerpoli- 
tik im allgemeinen und eine zweckentspre- 
chende Gestaltung der Einkommensteuern 
im besonderen macht eine laufende Beobach- 
tung der Grunddaten, auf denen der Ertrag 
der Einkommensteuern beruht, unentbehr- 
lich. Diese Auskünfte vermitteln die Statisti- 
ken der Steuern vom Einkommen. Sie unter- 
richten insbesondere über 

a) die Fierkunft und Flöhe der Einkommen 
der Steuerpflichtigen, aufgegliedert nach 
dem Familienstand und der Kinderzahl 
der Steuerpflichtigen; 

b) die Gründe einer etwaigen Steuerfreiheit 
oder Steuerbefreiung sowie die Fiöhe der 
Steuerschuld der Steuerpflichtigen; 

c) die Art und die FiÖhe der Sonderausga- 
ben und sonstigen steuerfreien Abzugs- 
beträge; 

d) die Inanspruchnahme von Steuervergün- 
stigungen; 


e) spezielle Tatbestände, die für die Besteu- 
erung der Einkommensteuerpflichtigen 
und der Körperschaften von Bedeutung 
sind. 

Abgesehen von den Bedürfnissen der Steuer- 
politik ist die Einkommensteuerstatistik auch 
deshalb von großer Wichtigkeit, weil das 
Einkommen der prägnanteste Ausdruck des 
Wirtsdiaftserfolges ist und die Verteilung der 
Einkommen (nach Wirtschaftsbereichen und 
Einkommensgruppen) am sichersten über die 
wirtschaftlich-sozialen Grundlagen der Gesell- 
schaft Auskunft geben. Allerdings wird man 
den Erkenntniswert der Einkommensteuer- 
statistiken in dieser Flinsicht auch nicht über- 
schätzen dürfen. Die Einkommensteuerstati- 
stiken lassen infolge ihrer Bindung an die Be- 
griffe des Steuerrechtes viele Fragen unbe- 
antwortet, die in diesem Zusammenhang von 
Interesse sind. Beispielsweise können sie über 
die Einkommensschichtung der einkommen- 
steuerfreien Bevölkerungskreise sowie über 
die Fiöhe der Schichtung der Fiaushaltseln- 
kommen keine Auskunft geben. 

2. Frühere Erhebung der Einkommensteuer- 
Statistiken In ein- bzw. zweijährigem Tur- 
nus 

Einkommensteuerstatistiken sind schon vor 
1914 von den einzelnen Bundesstaaten — 
allerdings nach Art und Umfang sehr unter- 
schiedlich — durchgeführt worden. Nach 
Übergang der Einkommensteuer auf das 
Reich wurde eine einheitliche Einkommen- 
steuerstatistik aufgebaut und erstmals für die 
Kalenderjahre 1920 und 1921 erhoben. Seit 
dem Jahre 1925 sind die Statistiken der ver- 
anlagten Einkommen- und Körperschaft- 
steuer — mit Ausnahme der Jahre 1930/31 
— alljährlich wiederholt worden. Als Erhe- 
bungsunterlagen dienten zunächst von den 
Finanzämtern ausgefüllte Zähllisten, seit 1932 
jedoch die Durchschriften der Steuerbe- 
scheide. Die Erhebungen waren stets total; 
die Aufbereitung erstreckte sich auf sämt- 
liche wesentlichen Erhebungsmerkmale. 

Die Lohnsteuerstatistik wurde auf der 
Grundlage der I.ohnsteuerkarten erstmals im 
Jahre 1926 erhoben und — mit Ausn."ihme 
der Tahre 1930 und 1938 — im zweijährigen 
Turnus wiederholt: es wurden stets Total- 
erhebungen mit Aufbereitung der wesent- 
lichsten nuf der Eohnsteuerkarte enthaltenen 
Merkmale durchgeführt. 
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Die erste unifassende Einkommensteuersta- 
tistik im Bundesgebiet fand für das Kalender- 
jahr 1950 statt. Sie knüpfte nach Methode 
und Organisation an die bisherigen Steuer- 
statistiken an. Bei den Statistiken der veran- 
lagten Einkommen- und Körperschaftsteuer 
wurde besonderer Wert auf die Erfassung 
der Steuervergünstigungen und der sonsti- 
gen steuerfreien Abzugsbeträge gelegt. Bei 
der Lohnsteuerstatistik ist wegen des Um- 
fangs der Erhebungsmasse erstmals (und 
zwar mit Erfolg) die repräsentative Aufbe- 
reitung (mit für die einzelnen Einkomniens- 
gruppen unterschiedlichen Repräsentations- 
quoten) gewählt worden. 

3. Die zeitgemäße Fortentwicklung der Ein- 
kommensteuerstatistiken als Zielsetzung 
des Gesetzentwurfs 

Infolge der mannigfachen Veränderungen, 
die sich seit 1950 im wirtschaftlichen Leben 
der Bundesrepublik vollzogen haben, müs- 
sen die Ergebnisse der Einkommensteuersta- 
tistiken für 1950 als überholt angesehen 
werden. Im Vergleich zu 1950 ist die Brutto- 
lohn- und Gehaltssumme der unselbständig 
Beschäftigten um rund zwei Drittel angestie- 
gen, und auch die veranlagten Einkomimen 
haben Umscliichtungen erheblichen Aus- 
maßes erfahren. Gleiches gilt für Art und 
Höhe der Sonderausgaben, der Steuervergün- 
stigungen und für sonstige steuerpolitisch 
wichtige Tatbestände. 

Die baldige Durchführung neuer Einkom- 
mensteuerstatistiken ist deshalb notwendig. 
Dabei wird man die ersten Erhebungen we- 
gen des großen zeitliclien Abstandes zu 1950 
möglidist umfassend gestalten müssen. Aller- 
dings erscheint es zweckmäßig, bei der Lohn- 
steuerstatistik auf das schon für 1950 be- 
währte Verfahren der repräsentativen Auf- 
bereitung zurückzugreifen. Die Repräsenta- 
tionsquote soll rd. 20 V. H. aller zurückge- 
flossenen Lohnsteuerkarten betragen; dieses 
Vorgehen ermöglicht starke Arbeits- und 
Kosteneinsparungen. Bei den späteren Erhe- 
bungen soll zu einem dem Umfang nach sehr 
beschränkten Fragenprogramm und zur Er- 
streckung der repräsentativen Methode 
außer auf die Lohnsteuerstatistik auch auf die 
Statistik der veranlagten Einkommensteuer 
übergegangen werden; zur Beobachtung der 
Entwicklung bei den Körperschaften werden 
in diesem Zusammenhang besondere Metho- 
den entwickelt werden müssen. 


Die Statistiken der Einkommensteuer schöp- 
fen ihre Materialgrundiage aus der Steuer- 
verwaltung und erhalten ihre Zielsetzung 
vorzugsweise von der Steuerpolitik. Daraus 
ergeben sich die Grenzen ihres Umfanges. 
Aus diesen Zusammenhängen wird klar, daß 
im Rahmen der Einkommensteuerstatistiken 
nur Tatbestände ermittelt werden können, 
die steuerlich von Wichtigkeit sind und im 
Vollzüge der Steuererhebungen ohnehin 
festgestellt werden müssen. Zu Fragestellun- 
gen, die über diese Abgrenzung hinausgehen, 
bietet weder die Abgabenordnung noch der 
hier vorgelegte Gesetzentwurf eine Hand- 
habe. Dadurch ist der Befürchtung einer 
möglichen Entartung der steuerlichen Erklä- 
rungen und Bescheide zu primärstatistischen 
Hilfsmitteln und der Gefahr einer Überbür- 
dung der Finanzämter mit artfremden Ar- 
beiten wirksam vorgebeugt. Für die Zwecke 
der Steuerpolitik wird es vielfach — abge- 
sehen von der Erfassung der höheren Ein- 
kommensgruppen — genügen, die Erhebun- 
gen auf repräsentative Feststellungen zu be- 
schränken. Die zu erfassenden Erhebungs- 
merkmale werden jeweils mit den steuerpoli- 
tischen Erfordernissen wechseln; dauernd sol- 
len nur einzelne wichtige Grundtatbestände 
erfaßt werden. Ein solches Vorgehen ver- 
bürgt die erforderliche Elastizität bei der 
Durchführung der Einkomniensteuerstatisti- 
ken und stellt gleichzeitig sicher, daß die 
Finanzämter nur in unbedingt notwendigem 
Umfange mit statistischen Arbeiten befaßt 
und die Kosten bei den aufbereitenden Stel- 
len auf ein Mindestmaß beschränkt werden. 


IL Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Statistiken der veranlagten Einkommen- 
steuer und der veranlagten Körperschaft- 
steuer sollen für das Kalenderjahr 1954, die 
Lohnsteuerstatistik soll dagegen für das Ka- 
lenderjahr 1955 durchgeführt werden. Diese 
Terminsetzung entspridat den Vorschlägen 
der Steuerreferenten des Bundes und der 
Länder. Sie verfolgt den Zweck, die Merk- 
male der Einkommensbesteuerung aus dem 
Jahre 1954, die Aufschlüsse über Umfang 
und Wirkungen steuerlicher Vergünstigun- 
gen vermitteln, wenigstens für die Statisti- 
ken der veranlagten Einkommensteuer und 
der veranlagten Körperschaftsteuer statistisch 
aufzubereiten, da sie auch künftighin für 
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steuerpolitische Überlegungen von wesent- 
lidier Bedeutung sein können. Die als Zähl- 
papierc vorgesehenen Unterlagen können 
mit verhältnismäßig geringer Arbeitsbe- 
lastung erhoben werden und geben Aus- 
kunft über alle steuerlich wichtigen Merk- 
male. 

Zu § 3 

Die Notwendigkeit einer zumeist jährlichen 
Wiederholung der Einkommensteuerstatisti- 
ken ergibt sich aus der zentralen Stellung 
dieser Steuern im Steuersystem der Bundes- 
republik. Die steuerpolitischen Erfordernisse 
werden — wie in der allgemeinen Begrün- 
dung sdion dargclegt — zumeist mit einer 
sehr begrenzten Erhebung befriedigt wer- 
den können. Gedacht ist an die Durchfüh- 
rung umfassender Statistiken in etwa fünf- 
jährigen Abständen. In den Zwischenjahren 
sollen sodann zur Fortschreibung der aus den 
umfassenden Statistiken ermittelten Ergeb- 
nisse und zur Vermeidung einer zu starken 
Arbeitsbelastung bei der Finanzverwaltung 


und den Statistischen Landesämtern auf re- 
präsentativer Grundlage (z. B. Klumpenre- 
präsentation, beschränkt auf typische Finanz- 
ämter) möglichst alljährlich statistische Erhe- 
bungen über die Steuern vom Einkommen 
mit wechselndem — der jeweiligen steuer- 
politisdien Situation angepaßtem — Fragen- 
programm durchgeführt werden. 

Die Bestimmung des § 3 hat lediglich pro- 
grammatischen Charakter. Die Ermächti- 
gung der Bundesregierung, unter bestimm- 
ten Voraussetzungen statistische Erhebungen 
durch Rechtsverordnung anzuordnen, ist be- 
reits in § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
niedergelegt. 

Zu § 4 

Diese Vorschrift soll die Wahrung des Steuer- 
geheimnisses nach den Vorschriften der Ab- 
gabenordnung auch für den statistischen Auf- 
bereitungsgang sicherstellen. 
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